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Deutschland Für den vor der Insel
Poel gestrandeten Buckelwal
Timmy hat ein neuer Rettungs-
versuchbegonnen.GesternNach-
mittag war in einem Livestream
zu sehen, wie sich sechs Helfer
imhüfttiefenWasserdemWal nä-
herten. Unter anderem spritzten
sieWasser auf das Tier.

Die Behörden im Bundesland
Mecklenburg-Vorpommern hat-
ten am Vortag eine private Ret-
tungsmission genehmigt, hinter
der unter anderem Mediamarkt-
Gründer Walter Gunz steht. Es

soll versucht werden, Luftkissen
unter das Tier zu bringen und es
schonend anzuheben. «So hat
man zumindest die Chance, dass
man ihn rettet», soGunz.DerWal
soll dann auf einer Plane zwi-
schen zwei Pontons gelagert und
in die Nordsee beziehungsweise
in denAtlantik transportiertwer-
den. Ein Schlepper soll die Pon-
tons ziehen. Gehe alles gut, kön-
ne der Transport aus der Region
heute Freitag beginnen, sagte
Mecklenburg-VorpommernsUm-
weltministerTill Backhaus. (DPA)

Rettungsaktion für gestrandetenWal
hat begonnen

Urs Nagel

Brasilien – und Rio de Janeiro
– erlebt derzeit einen beispiel
losenTourismusboom.Während
dieWelt nach den Pandemiejah-
ren und angesichts globalerKon-
flikte nach purer Lebensfreude
sucht, strömen die Menschen in
Rekordzahlen an die Copacaba-
na. Laut der nationalen Touris-
musbehörde Embratu begrüss-
te das Land allein im letzten Jahr
9Millionen Besuchende – ein ge-
waltiger Sprung imVergleich zu
den 6,7 Millionen im Jahr zuvor.

Megaevents wie das Konzert
von Lady Gaga, das über 2 Milli-
onen Fans an den Strand lockte,
festigen Rios Ruf als globale Par-
tymetropole,währenddernächs-
te Massenansturm für die Show
von Shakira imkommendenMo-
nat bereits fest eingeplant ist.

Bezahlen amTraumstrand
kann zumAlbtraumwerden
Doch im Schatten dieser Eupho-
rie lauert eine organisierteWelle
von Kriminalität, die die Traum-
ferien in einen finanziellen Alb-

traum verwandelt. Was als ent-
spannter Snack amMeer geplant
war, endete für einen britischen
Touristen laut einem Bericht des
«Guardian» in einem Schock:
Er zahlte umgerechnet rund
1760 Franken für einen einzigen
Kebab.DerTrick derScammer ist

simpel wie effektiv: Sie manipu-
lieren die Zahlungsterminals so,
dass der Betrag unbemerkt um
das Tausendfache erhöht wird.

Dieser Fall aus der jüngeren
Vergangenheit ist jedoch nur die
Spitze des Eisbergs einer ganzen
Serie von dreisten Betrügereien

an den Stränden von Copacaba-
na und Ipanema, wie Recher-
chen der brasilianischen Zeitung
«O Globo» zeigen:
— So zahlte eine Argentinierin
für einen mit Margarine bestri-
chenen Maiskolben unfassbare
20’000 Reais (über 3000 Fran-
ken), obwohl der Preis eigent-
lich bei 20 Reais (ca. 3 Franken)
gelegen hätte.
— Zwei US-Touristen bezahlten
für zwei Açaí-Becher umgerech-
net 1100 Franken (7000 Reais).
— Ein kolumbianischer Gast
musste für einen einzigen Cai-
pirinha fast 400 Franken berap-
pen (2500 Reais).

Die Polizei setzt auf
mehrsprachige Beamte
Die Täter nutzen gezielt die
Sprachbarriere aus. «Ich verste-
he die Zahlen auf Portugiesisch
nicht. Ich spreche kein Portugie-
sisch», gab die Frau, die einen
Maiskolben am Strand kaufen
wollte, gegenüber «O Globo» zu
Protokoll, nachdem sie die Zah-
lung bereits autorisiert hatte und
damit in die Falle getappt war.

Patricia Alemany, die Leiterin
der Tourismuspolizei, macht
für diese «ungeordnete» Atmo-
sphäre vor allem die mangeln-
de staatliche Aufsicht verant-
wortlich, die den Betrügern an
den berühmtesten Stränden der
Welt freie Hand lasse. Gleichzei-
tig setzt sie auf eine verstärkte
Professionalisierung ihrer Ein-
heit, wobei die Mehrsprachig-
keit der Beamten eine zentrale
Rolle spielt, um das Vertrauens-
verhältnis zu Opfern und Zeu-
gen zu stärken, wie sie jüngst
gegenüber «Super Rádio Tupi»
mitteilte.

Diese Sprachkenntnisse sind
laut Alemany nicht nur für die
Beruhigung derTouristenwich-
tig, sondern ermöglichen es der
Polizei erst, das Geschehen prä-
zise zu verstehen und Fälle deut-
lich schneller aufzuklären.

Während die Polizei nun ver-
stärkt Jagd auf die Hintermänner
macht, bleibt für Reisende die
bittere Lehre: In Rio de Janeiro
kostet die Unachtsamkeit beim
Bezahlen zurzeit weit mehr als
nur ein Trinkgeld.

3000 Franken für einenMaiskolben
Abzocke in Brasilien Das Land boomt als Reiseziel, Millionen strömen an die Copacabana. Doch Betrüger
nutzen die Sprachbarriere aus und buchen via manipulierter Terminals das Tausendfache vom Preis ab.

Ein brasilianischer Polizist beobachtet Touristen, während er den
Strand von Ipanema in Rio de Janeiro bewacht. (Archiv) Foto: AP, Keystone

Extremsport Noch
bevordieSonneaufgeht,
erklimmendieseTeil-
nehmerderPatrouille
desGlaciersdenBertol-
pass.Das traditionelle
Skitourenrennengilt
als spektakulärstesund
härtestesderWelt.
DieStrecke führtvon
ZermattüberArollanach
Verbier–das sindmehr
als 55Kilometermit
über4000Höhenmetern
Aufstieg.5500Menschen
aus38Ländern sind
dieses Jahrdabei,über
900Militärangehörige
sind imEinsatz,um
Fahrdienste,Sicherheit,
medizinische
Versorgung,Logistik
undKommunikation
sicherzustellen.Der
Anlassdauert bisEnde
Woche. (wet)
Foto: EtienneBornet (Keystone)

Spektakel in denWalliser Alpen

Am27.April beginnt vor demBe-
zirksgericht der Prozess gegen
fünf Männer, die den Aargau als
Bande mit dem Namen «Wolfs-
rudel» während zweier Jahre in
Atem hielten. Die Beschuldigten,
heute zwischen 19 und 20 Jah-
re alt, stammen teils aus gutbür-
gerlichen Verhältnissen und wa-
ren als Pfadileiter, Hobbyschüt-
zen oder politisch engagierte
Bürger scheinbar gut integriert.
Zwischen Februar 2022 und Mai
2024verübten sie über40Delikte,

die einen Sachschaden von rund
400’000 Franken verursachten.

DieGruppe agierte hochgradig
organisiert und mit grossem
technischemFachwissen.Beson-
ders schwerwiegen dieVorwürfe
der Sabotage an kritischer Infra-
struktur. Die Bande entwendete
sogenannte Hemmschuhe, Ran-
giermittel zum Abbremsen von
Schienenfahrzeugen, und plat-
zierte diese auf Gleisen in Möh-
lin, um Personenzüge zum Ent-
gleisen zu bringen.Dass es dabei

nicht zur Katastrophe kam, stuft
die Staatsanwaltschaft als reiner
Zufall ein.

Tausende ohne Internet
Auch im digitalen Raum war
das «Wolfsrudel» aktiv: Ein In-
formatiklehrling führte Cyber-
attacken gegen seinen eigenen
Arbeitgeber durch. Zudem wur-
den mehrfach gezielt Glasfaser-
kabel durchtrennt,wodurch über
die Weihnachtsfeiertage 2023
Tausende Haushalte ohne Inter-

net undTelefonwaren.Das Spek-
trum der Delikte reicht von ver-
suchter Erpressung, Einbrüchen
in Militärbunker, Diebstahl bis
hin zu Brandstiftung.

AlsMotivwirdWohlstandsver-
wahrlosungundeineGruppendy-
namikvermutet, bei derdie Iden-
tifikation als kriminelle Gruppe
zentral war. Den Hauptbeschul-
digten drohennun Freiheitsstra-
fen von sechs bis zehn Jahren.

Urs Nagel

Über 40 Straftaten: «Wolfsrudel» kommt vor Gericht
Rheinfelden AG Die Staatsanwaltschaft fordert Freiheitsstrafen von bis zu zehn Jahren.

Timothée Chalamet (29) hat der
Royal Opera und dem Royal Bal-
let ungewollt zu einem Ticket-
verkauf-Boom verholfen. In der
«Times» dankte der Chef des
Royal Opera House in London,
Alex Beard (59), dem US-Schau-
spieler für seine abwertendenBe-
merkungenüberBallett undOper.
Chalamet hatte imMärz gesagt, er
sei froh, im Kino zu arbeiten und
nicht im Opern- oder Ballettbe-
trieb, «wo es heisst: Haltet das
am Leben, obwohl sich eigent-
lich niemand mehr dafür inter-
essiert».Er fügte zwarhinzu «Mit
allemRespekt füralle Ballett- und
Opernleute da draussen», aber
seine Äusserungen lösten Kritik
aus.Doch einige sahen auch eine
Chance.Die Royal Opera antwor-
tete auf Instagram: «Schau dir
mal an, was wir machen, Kum-
pel.» Beard sagte nun: «Unsere
Ticketverkäufe bekamen einen
sofortigen Schub. Also danke,
Timmy!» Auch die Seattle Ope-
ra nutzte die Bemerkungen und
bot mit dem Promo-Code «TI-
MOTHEE» Rabatte für eine Auf-
führung von «Carmen» an. (red)

Carolin Kebekus (45) fragt sich
als junge Mutter manchmal,wie
überhaupt zweite Kinder zustan-
de kommen. «Erst mal brauchts
die Gelegenheit», sagte die deut-
sche Entertainerin. «Aber wann
eigentlich,wenn da immerdieser
kleineMenschmit seinenTram-
pelfüssen zwischen einem liegt?
Oder soll man die Zeit nutzen,
wenn das Baby gerade im Bett
ist – und dannmöglichst schnell
und geräuschlos?»Vielfach habe
dieMutter aber auch einfach kei-
nen Bock,weil sie super gestresst
sei, nicht genug Schlaf abbekom-
men oder nicht genug gegessen
habe. (DPA)

Foto: Imago

Foto: Imago
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BaselStadt Land Region

Sebastian Schanzer

Es ist der 20. März 2026: Ver-
mummt mit FFP2-Maske und
Baseballmütze stellt sich C. als
Zeuge den Fragen des Basler
Strafgerichts. Der ehemalige Po-
lizist hatte vor drei Jahren einen
Kollegen auf Patrouille begleitet,
der lautAnklage imDienstwagen
Asylsuchendeverprügelt und ge-
würgt haben soll. «Nein», in sei-
ner Gegenwart seien keine Ge-
walthandlungen passiert, sagt er
gegenüberRichterin Sarah Cruz-
Wenger. So etwas hätte er sicher
nicht zugelassen.

Die Richterin aber schenkt
den Zeugenaussagen und den
von zweiweiteren Polizistenwe-
nig Glauben. Sie verurteilt den
Beschuldigten zu einer Freiheits-
strafe von drei Jahren und drei
Monaten.

Das Urteil ist zwar noch nicht
rechtskräftig, hat aber Folgen für
C. und die anderen Zeugen. Die
Staatsanwaltschaft Basel-Stadt
hat von Amtes wegen gegen die
vier Personen, die als Polizis-
ten an den Patrouillen beteiligt
gewesen sind, ein Vorverfahren
eingeleitet – wegen Amtsmiss-
brauchs und falschen Zeugnis-
ses. Siemuss nun prüfen, ob eine
strafbare Handlung vorliegt und
ob genügend Beweise vorhan-
den sind.

Personalrechtliche Schritte
eingeleitet
Für alle vierVerdächtigten gilt bis
zu einem rechtskräftigen Urteil
die Unschuldsvermutung. Die
Leitung der Basler Kantonspo-
lizei hatte drei Korpsangehöri-
ge allerdings für die Dauer des
Verfahrens freigestellt. Solan-
ge diese schweren Vorwürfe im
Raum stünden, sei ein weite-
rer Verbleib im Polizeidienst für
die Öffentlichkeit und die Bevöl-
kerung nicht zumutbar, so die
Polizeileitung.

Doch was ist mit C., der seit ein
paarMonaten gar nichtmehr für
die Polizei arbeitet? Diese Re-
daktion weiss aus zuverlässiger
Quelle, dass der ehemalige Poli-
zist zur Kriminalpolizei der Bas-
ler Staatsanwaltschaft wechsel-
te – als Jurist und angehender
Staatsanwalt. Seine Arbeitgebe-
rin ist also jene Behörde, die nun
die Vorwürfe gegen ihn und die
anderen Kollegen des Verurteil-
ten prüft.

Das wirft Fragen auf. Soll je-
mand – ganz allgemein – für
die Strafverfolgung arbeiten,
wenn derVerdacht besteht, dass
er nicht einmal vor Gericht die
Wahrheit sagt? Und im Speziel-
len: Hat dieser Mann als Ange-
stellter der Staatsanwaltschaft
Zugriff auf die Akten der Unter-
suchung gegen sich selbst und
die verdächtigten Kollegen?

Die Staatsanwaltschaft bestä-
tigt auf Anfrage, eine dieser vier
Personen arbeite inzwischen bei
der Staatsanwaltschaft. Deren
Leitung habe gegen diesen An-
gestellten aber personalrecht-
liche Schritte eingeleitet. Wel-
che konkreten Schritte das sind,
ist dieser Redaktion nicht be-
kannt. Mit Blick auf die Persön-
lichkeitsrechte der betroffenen
Person äussert sich die Staats-
anwaltschaft auch nicht detail-
lierter dazu.

Infrage kommen wegen der
geltenden Unschuldsvermutung
insbesondere vorsorglicheMass-
nahmenwie eine vorübergehen-

de Freistellung oder eine Än-
derung des bisherigen Aufga-
bengebiets. Zuverlässige Quellen
wollen den Mann noch vor we-
nigen Tagen imWaaghof – dem
Sitz der Basler Staatsanwalt-
schaft – bei der Arbeit gesehen
haben. Das spricht gegen eine
Freistellung.

War die Basler Polizei
informiert?
Hat derVerdächtigte also Zugriff
auf die Akten der Staatsanwalt-
schaft? Grundsätzlich habe das
gesamte juristische Personal Zu-
griff auf die Geschäftsverwaltung
und die Fachapplikation, bestä-
tigt die Staatsanwaltschaft. Dies
gelte allerdings nicht für ausge-
wählte Verfahren, bei welchen
der Zugriff ausschliesslich auf
die in der Fallbearbeitung in-
volviertenMitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie dieAbteilungs-
leitungen eingeschränkt seien.

Für den Basler SP-Grossrat
und Präsidenten der Geschäfts-
prüfungskommission (GPK) Tim
Cuénod ist der unterschiedliche
Umgang von Polizei und Staats-
anwaltschaftmit denverdächtig-
tenAngestellten zumindest frag-
würdig. Ihnbeschäftigt allerdings
ein anderer Fall von mutmass-
licher Polizeigewalt, der jüngst
publik wurde. Die Staatsanwalt-
schaft muss –widerwillig –wei-
tereUntersuchungengegenmeh-
rere Basler Polizisten einleiten,
nachdemsievomAppellationsge-
richt dazu gezwungenworden ist.

Verdächtigt wird in diesem
Verfahren unter anderem ein Po-
lizist, der ebenfalls Ende März
vor Gericht als Zeuge befragt
wurde.Auch er soll bei einerKon-
trolle übermässige Gewalt ange-
wendet haben.Mit dabeiwar laut
einemBericht derWOZ auch der
jüngst verurteilte Kollege.

Cuénod wollte von der Regie-
rung unter anderemerfahren, ob
die Polizeileitung jeweils überdie

strafrechtlichen Verfahren und
die personellen Überschneidun-
gen informiert gewesen sei und
wieso keine personalrechtlichen
Konsequenzen ergriffen worden
seien. Denn dadurch habe es zu
einemweiteren, «wahrscheinlich
ebenfalls rechtswidrigen» Über-
griff kommen können.

Gegenüber dieser Redaktion
hat die Polizeileitung bereits
Stellung zu einigen dieser Fra-
gen genommen.Zwar sei es theo
retischmöglich, dass die Staats-
anwaltschaft die Polizei nicht
über einen Fall informiere, weil
sie gesetzlich nicht dazu ver-
pflichtet sei. In den Fällen des
verurteilten Polizisten und sei-
ner Kollegen sei dies aber nicht
der Fall gewesen. «Die Kantons-
polizei war über diese Verfah-
ren imBilde», so Polizeisprecher
Adrian Plachesi.

Anzeigen gegen Polizisten
sind nichts Seltenes
Das gilt allerdings nicht für den
zusätzlichen, von Cuénod ange-
sprochenen Fall. Die Departe-
mentsvorsteherin Stephanie Ey-
mann sagte in derBeantwortung
von Cuénods Interpellation, die
Polizeileitung sei erst rund ein
halbes Jahr nach Eröffnung des
Verfahrens darüber informiert
worden. Entsprechend hätten
auch keine personalrechtlichen
Massnahmen erfolgen können.

Bei solchen Massnahmen
gebe es auch kein «Schema F»,
jeder Fall müsse individuell ge-
prüftwerden, ergänzt die Polizei
aufAnfrage. «EineAnzeige gegen
einen Polizisten oder eine Poli-
zistin ist erst einmal eine Anzei-
ge, wobei die Unschuldsvermu-
tung gilt», so Plachesi. Auch sei
es nicht ungewöhnlich, dass Po-
lizisten eine Art «Gegenanzei-
ge» von Beschuldigten erhielten,
die dann jeweils in einer Nicht
anhandnahme oder einer Ein-
stellung des Verfahrens ende.

Verdächtigter Polizist arbeitet
jetzt für die Staatsanwaltschaft
Nach Prügelprozess-Urteil Der Basler Beamte arbeitet noch heute in der Strafverfolgung –
bei jener Arbeitgeberin, die gegen ihn ermittelt. Der Fall wirft Fragen auf.

Bei zwei Kontrollen vor drei Jahren soll es zu unrechtmässiger Polizeigewalt gekommen sein. Symbolfoto: Kantonspolizei Basel-Stadt

Die Massnahmen, die die Behör-
den im Elsass letzten Mai ergrif-
fen haben, waren drastisch: In
11 Elsässer Gemeinden, direkt
an der Grenze zu Basel, durften
Kleinkinder, schwangere und stil-
lendeFrauen, immunsupprimier-
te Personen und gebrechliche äl-
tereMenschenkein Leitungswas-
sermehr trinken.Die Grenzwerte
derEwigkeitschemikalie PFAS im
Trinkwasserwurden regelmässig
massiv überschritten.

NunhabendieUmweltorgani-
sationAlsace Nature und dieAn-
wohnervereinigung ADRA eine
Strafanzeige gegen den Euro-
Airport eingereicht.Denn die Ur-
sache der erhöhten PFAS-Wer-
te liegt beim Feuerlöschschaum,
den der Flughafen bis 2017 ein-
gesetzt hat.DieVerwendung die-
servon der Internationalen Zivil-
luftfahrtorganisation (Icao) zer-
tifizierten Schäume war bis 2017
gesetzlich vorgeschrieben.

Doch laut Antoine Clerc, dem
Anwalt der Kläger, gibt es starke
Indizien, dass der Euro-Airport
die Umweltverschmutzung hät-
teverhindern können: «DerFlug-
hafenhat grobeFahrlässigkeit be-
gangen, indem er die Übungen
derFeuerwehrauf unbefestigtem
Boden zuliess,obwohl bereits seit
den 2000er-Jahren andere Emp-
fehlungen der Generaldirektion
für Zivilluftfahrt vorlagen. Dem
Flughafen konnte auchnicht ent-
gangen sein, dass sich derBoden
über einem Grundwasserspiegel
befand,was dievonderPräfektur
auferlegtenÜberwachungsmass-
nahmen rechtfertigte», sagt Clerc
gegenüber Franceinfo.

Massiv erhöhte PFAS-Werte
im Blut
Jahrzehntelang gelangte die Che-
mikalie laut den Klägern ins Lei-
tungswasser der Bevölkerung.
Doch die 60’000 Betroffenen er-
fuhren erst imFrühling 2024,dass
ihrTrinkwasser stark belastet ist.
Aussagekräftige Daten lagen je-
doch schon imSommer2023vor.
Damals wurde der am stärksten
belastete Brunnen stillgelegt.

Die toxischen Verbindungen
hatten deshalb Zeit, in grossen
Mengen im Körper der Bevöl-
kerung zu landen. Vor einem
Jahr liessen die Kläger das Blut
von zehn Bewohnern von Saint-
Louis testen: Neun von ihnen
wiesen PFAS-Blutwerte auf, die
teilweisemassivüberdergesund-
heitlichen Referenzschwelle la-
gen. Studien bringen diese Stof-
femit erhöhtemRisiko fürKrebs-
arten, Fruchtbarkeitsstörungen,

Schilddrüsenschäden und Im-
munschwäche in Verbindung.

Als erste Notmassnahmen in-
stallierten die Behörden im Jahr
2025 an den kritischen Einspei-
sepunkten mobile Aktivkoh-
lefiltersysteme. Vor vier Mona-
ten konnte das Trinkwasserver-
bot wieder aufgehoben werden,
weil die gemessenen Werte un-
ter den Schwellenwert lagen. Bis
2027 sollendrei permanenteWas-
seraufbereitungsanlagen gebaut
werden.

Die Kosten für die Filteran-
lagen belaufen sich auf 20 Mil-
lionen Euro. Hinzu kommen
600’000 Euro Betriebskosten.
Der Euro-Airport hat sich bereit
erklärt, sichmit 10MillionenEuro
andenKosten fürdie Sanierungs-
anlagen zu beteiligen.

Konsumenten sollen
Kosten mittragen
FürdieKläger ist das nicht genug:
Die Konsumenten werden einen
Teil der Massnahmen über den
Wasserpreis bezahlen, wie auch
der Gemeindeverband Saint-
LouisAgglomération in einerRe-
portagevon «Brut» bestätigt.Das
könnemanvondenVerbrauchern
nicht verlangen, beschwert sich
MichèleGrosjean,Vorsitzendedes
Klägervereins Alsace Nature auf
Franceinfo. Ausserdem würden
noch Kosten für die Sanierung
der Böden hinzukommen.

Mit ihrer Strafanzeige fordern
die beiden Vereine die konse-
quenteDurchsetzungdes gesetz-
lichenVerursacherprinzips –wer
verschmutzt, muss zahlen. Die
Kläger verlangen nicht nur die
Feststellung der Verantwortlich-
keit, sondern auch einenachhalti-
geDekontaminationdes betroffe-
nen Grundwassers und ein lang-
fristiges Gesundheitsmonitoring
für die Bevölkerung.

Der Euro-Airport schreibt auf
Anfrage,dass erdie Entscheidung
von Alsace Nature und ADRA,
rechtliche Schritte einzuleiten,
zur Kenntnis genommen habe.
Der Flughafen will sich zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht dazu äus-
sern,betont jedoch,dassman sich
immer strikt an die Vorschriften
gehalten habe: «Die Feuerwehr-
übungen sind Pflicht und ein an-
deres Mittel stand nicht zur Ver-
fügung.» Für die Basler Bevölke-
rung hat die PFAS-Belastung des
Grundwassers rund um den Eu-
ro-Airport keine Auswirkungen,
da sie ihr Trinkwasser nicht von
dort bezieht.

Dina Sambar

Strafanzeige gegen
Euro-Airport
PFAS-Skandal Jahrelang tranken Menschen
im Elsass belastetes Wasser. Nun fordern
zwei französische Organisationen die volle
Kostenübernahme durch den Verursacher.

Bis 2017 verwendete der Euro-Airport PFAS-haltigen Löschschaum,
der das Trinkwasser belastet hat. Archivfoto: Georgios Kefalas (Keystone)

Hat dieserMann
als Angestellter der
Staatsanwaltschaft
Zugriff auf Akten
der Untersuchung
gegen sich selbst?


